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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Angelika Beer, Winfried Nachtwei, 
Christian Sterzing und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
— Drucksache 13/6968 — 


Die Zukunft der britischen und französischen Nuklearstreitkräfte und ihre Rolle 
im Kontext einer Europäischen Verteidigungspolitik 


Seit den französischen Atomtests im Sommer 1995 hat sich die Debatte 
über die Bedeutung von Atomwaffen für die europäische Sicherheit 
intensiviert. Die französische Regierung hat das Konzept der „konzer- 
tierten Abschreckung" in die Diskussion gebracht. Im „Gemeinsamen 
Deutsch- Französischen Sicherheits- und Verteidigungskonzept" wurde 
ein Dialog „über die Rolle der nuklearen Abschreckung im Kontext der 
Europäischen Verteidigungspolitik" vereinbart. 

Vor dem Hintergrund einer auch intensivierten nuklearen Zusammen- 
arbeit zwischen Frankreich und Großbritannien und einer neuen Quali- 
tät in der französischen nationalen Atomwaffendebatte bekommen diese 
Entwicklungen eine wachsende Bedeutung und öffenthche Relevanz. 

1. Wie definiert die französische Regierung nach Kenntnis der Bun- 
desregierung das von dem französischen Ministerpräsidenten Alain 
Juppe vorgeschlagene Konzept einer konzertierten Abschreckung? 

2. Wie bewertet die Bundesregierung dieses Konzept im einzelnen, 
und welche Schlußfolgerungen zieht sie daraus? 

3. In welchem Verhältnis steht die „konzertierte Abschreckung" nach 
Bewertung der Bundesregierung zur nuklearen Abschreckung im 
Rahmen der NATO, und in welchem Umfang ist sie mit dieser 
kompatibel bzw. inkompatibel? 

4. Wie haben nach Kenntnis der Bundesregierung die anderen Mit- 
gliedstaaten, assozüerten Mitgheder und Beobachter in der WEU, 
die Vereinigten Staaten von Amerika und Rußland auf dieses Kon- 
zept reagiert? 


Der französische Ministerpräsident Alain Juppe hat in einer Rede 
am 7. September 1995 in allgemeiner Form die Frage einer 
„Europäischen Dimension" der französischen Nuklearwaffen 
aufgegriffen und dabei zum Ausdruck gebracht, daß eine neue 
Form der „Konzertation" gefunden werden müsse. Hierzu sei eine 
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Diskussion an erster Stelle mit Großbritannien und Deutschland 
erforderlich. 

Im Deutsch-Französischen Sicherheits- und Verteidigungskon- 
zept, das auf dem 68. Deutsch-Französischen Gipfel am 9. Dezem- 
ber 1996 verabschiedet wurde, äußern beide Länder die Bereit- 
schaft, einen Dialog über die Rolle der nuklearen Abschreckung im 
Kontext der Europäischen Verteidigungspohtik aufzunehmen. 
Dieser Dialog wird sich im transatlantischen Rahmen vollziehen 
sowie im gemeinsamen Verständnis, daß die höchste Sicherheits- 
garantie der Verbündeten durch die strategischen Nuklearstreit- 
kräfte des Bündnisses, insbesondere die der Vereinigten Staa- 
ten, gewährleistet wird. Das „Gemeinsame Deutsch-Französische 
Sicherheits- und Verteidigungskonzept" wurde in der EU, der 
WEU und der NATO am 27. bzw. 28. Januar 1997 vorgestellt. Das 
Konzept wurde von unseren Partnern, insbesondere den USA, be- 
grüßt. Von den assoziierten Partnern der WEU zeigte sich vor allem 
Polen interessiert. Reaktionen seitens Rußlands sind nicht bekannt. 


5. Welche Formen eines europäischen Konsultationsmechanismus im 
Hinblick auf die französischen Nuklearwaffen (bzw. einer euro- 
päischen nuklearen Planungsgruppe) werden nach Kenntnis der 
Bundesregierung zur Zeit seitens der französischen Regierung 
durchdacht, und was wären nach Kenntnis der Bundesregierung 
ggf. die Aufgaben eines solchen Mechanismus? 

6. Wie bewertet die Bundesregierung diese Überlegungen, und wel- 
che Schlußfolgerungen zieht sie daraus? 

7. Welche Formen und Aufgaben eines Konsultationsmechanismus 
würde die Bundesregierung begrüßen, bzw. welche Formen und 
Aufgaben eines Konsultationsmechanismus würde die Bundes- 
regierung auf jeden Fall ablehnen? 

8. In welcher Form will die Bundesregierung in einen derartigen Kon- 
sultationsmechanismus eingebunden werden und, wenn ja, auf 
welcher Ebene? 

9. In welchem Verhältnis stehen diese Vorschläge und Überlegungen 
nach Einschätzung der Bundesregierung zu dem seitens Frankreich 
gemachten Angebot, vor allem die Bundesrepublik Deutschland 
und Spanien regelmäßig über die militärische nukleare Planung 
Frankreichs zu unterrichten und zu konsultieren? 

Handelt es sich um weitergehende Initiativen bezüglich der franzö- 
sischen Kooperationsbereitschaft, und wenn ja, in welchen Punk- 
ten? 

10. Welche Haltung nimmt Großbritannien nach Kenntnis der Bundes- 
regierung zu den o. g. französischen Vorschlägen und Überle- 
gungen ein, und welche Schlußfolgerungen zieht die Bundesregie- 
rung aus der britischen Haltung? 


Der Bundesregierung sind keine französischen Überlegungen zur 
Form eines europäischen Konsultationsmechanismus im Hinblick 
auf die französischen Nuklearwaffen bekannt. Die Bundesregie- 
rung hat auch keine eigenen Überlegungen zu einem euro- 
päischen Konsultationsmechanismus im Hinblick auf die franzö- 
sischen oder britischen Nuklearwaffen angestellt. 
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1 1 . Welche Rolle spielen und welche Aufgabe haben nach Kenntnis der 
Bundesregierung 

a) in der französischen Nukleardoktrin, 

b) in der Nukleardoktrin der NATO 

substrategische Nuklearwaffen beim Krisenmanagement, und 
wie bewertet die Bundesregierung diese Funktionen mit wel- 
chen Schlußfolgerungen im Vergleich? 


Das Strategische Konzept des Bündnisses bildet den Bezugs- 
rahmen für die Rolle der substrategischen Nuklearwaffen im ge- 
samten Aufgabenspektrum der Allianz. Der nukleare Konsulta- 
tionsprozeß ist integraler Bestandteil eines umfassenden NATO- 
Konsultationsprozesses und trägt den Erfordernissen der Krisen- 
bewältigung angemessen Rechnung. Der grundlegende Zweck 
der nuklearen Streitkräfte der Bündnispartner ist immer politi- 
scher Art; Wahrung des Friedens und Verhinderung von Zwang 
und jeder Art von Krieg. Mit ihrer abschreckenden Wirkung wer- 
den nukleare Streitkräfte weiterhin eine wesenthche Rolle spie- 
len. Die substrategischen Nuklearwaffen des Bündnisses stellen 
dabei ein wesentliches Bindeglied zwischen den europäischen 
und den nordamerikanischen Mitgliedstaaten des Bündnisses dar. 

Der Bundesregierung ist keine Aufgabenzuweisung für die fran- 
zösischen substrategischen Nuklearwaffen im Rahmen der Kri- 
senbewältigung bekannt. 


12. In welchem Umfang und bei welchen Gelegenheiten hat die fran- 
zösische Regierung die Bundesregierung bislang 

a) über ihre nationale Nuklearstrategie, 

b) ihre nukleare Zielplanung, 

c) ihre nukleare Rüstungsplanung, 

d) ihre nuklearen Command and Control-Strukturen, 

e) ihre Ziele im Bereich der nuklearen Rüstungskontrolle, 

f) und die Frage, unter welchen Umständen Frankreich ggf. 
Nuklearwaffen einsetzen würde, 

informiert? 


Die Bundesregierung wurde im Rahmen der umfassenden Ab- 
stimmung über sicherheits- und verteidigungspohtische Fragen in 
den zuständigen Gremien der deutsch-französischen Zusammen- 
arbeit in allgemeiner Form über aktuelle Entwicklungen im Zu- 
sammenhang mit der nationalen französischen Nukleardoktrin, 
der Rüstungsplanung und den nuklearen RüstungskontroUzielen 
informiert. Nukleare Zielplanung sowie nukleare Kommando- 
und Kontrollstrukturen waren nicht Gegenstand von Unterrich- 
tungen durch Frankreich. 


13, Wie bewertet die Bundesregierung die von Frankreich erhaltenen 
Informationen 

a) dem Umfang und 

b) der Qualität der Informationen nach 

im Vergleich zu jenen Informationen, die sie seitens der USA im 
Kontext der NATO zu den gleichen Themen erhalten hat? 
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14. Zu welchen Themenkomplexen bez. der Nuklearstreitkräfte Frank- 
reichs sieht sich die Bundesregierung bislang unzureichend infor- 
miert, warum und wann? 


Die von Frankreich gegebenen Informationen entsprechen ins- 
gesamt unseren Erwartungen. Sie spiegeln wider, daß Frankreich 
- anders als die USA - nicht an den Gremien der Alhanz beteiligt 
ist, die mit Nuklearfragen befaßt sind, und seine nuklearen 
Fähigkeiten nicht in das Bündnis einbringt. 


15. Über welche Fragen und Themen soll der mit Frankreich verein- 
barte „Dialog über die Rolle der nuklearen Abschreckung im Kon- 
text der Europäischen Verteidigungspolitik" nach Auffassung der 
Bundesregierung im einzelnen geführt werden? 

16. Warum wird die Absicht, einen „ Dialog über die Rolle der nuklearen 
Abschreckung im Kontext der Europäischen Verteidigungspolitik" 
zu führen, in dem Abkommen über die „gemeinsame deutsch-fran- 
zösische Sicherheitskonzeption" festgehalten? 

17. Über welche Fragen und Themen will Frankreich diesen mit 
Deutschland vereinbarten Dialog nach Kenntnis der Bundesregie- 
rung führen? 

19. In welchem Verhältnis steht nach Auffassung der Bundesregierung 
der deutsch-französische Dialog über die „Rolle der nuklearen Ab- 
schreckung im Kontext der Europäischen Verteidigungspolitik" 
einerseits zur Entwicklung einer gemeinsamen „Europäischen 
Verteidigungspolitik" und andererseits zur Entwicklung dieser 
Verteidigungspohtik im Rahmen der NATO? 

24 . Welchen Zielen soll nach Auffassung 

a) der Bundesregierung, 

b) der Regierung Frankreichs nach Kenntnis der Bundesregierung, 

der nunmehr beschlossene deutsch-französische Dialog über die 
Rolle der nuklearen Abschreckung im Kontext der Europäischen 
Verteidigungspolitik dienen? 


Das auf dem Gipfel am 9. Dezember 1996 verabschiedete ge- 
meinsame Sicherheits- und Verteidigungskonzept bildet den 
Rahmen für die Fortentwicklung der bilateralen deutsch-französi- 
schen Beziehungen für Sicherheit und Verteidigung. Beide Län- 
der sind entschlossen, gemeinsam die Entwicklung einer euro- 
päischen Sicherheits- und Verteidigungsidentität innerhalb einer 
erneuerten Allianz sowie die Verwirklichung der verteidigungs- 
politischen Perspektive des EU-Vertrages voranzubringen. Das 
umfassende Konzept stellt einen gemeinsamen Ansatz hierfür so- 
wie für die Aufgaben der Streitkräfte dar. In diesem Zusammen- 
hang haben beide Länder ihre Bereitschaft bekundet, auch einen 
Dialog über die Rolle der nuklearen Abschreckung im Kontext 
der Europäischen Verteidigungspolitik zu führen. Dieser Dialog 
wird im gemeinsamen Verständnis erfolgen, daß die höchste 
Sicherheitsgarantie der Verbündeten durch die strategischen 
Nuklearstreitkräfte des Bündnisses, insbesondere der Vereinigten 
Staaten, sichergestellt wird. Die unabhängigen Nuklearstreit- 
kräfte des Vereinigten Königreichs und Frankreichs, die eine 
ihnen eigene Abschreckungsfunktion erfüllen, tragen zur globa- 
len Abschreckung und Sicherheit der Verbündeten insgesamt bei 
(vgl. Antwort zu den Fragen 1 bis 4). Ein solcher Dialog eröffnet 
auch neue Möglichkeiten für ein gemeinsames Verständnis, das 
alle Bündnispartner einschließt. 
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18. Welche Personen werden in welcher Funktion an diesem Dialog 
nach derzeitiger Planung teilnehmen, und in welchem Umfang und 
organisatorischen Rahmen soll dieser Dialog geführt werden? 


Organisatorische und personelle Einzelheiten zum Deutsch-Fran- 
zösischen Dialog über die Rolle der nuklearen Abschreckung im 
Kontext der Europäischen Verteidigungspolitik wurden bisher 
nicht festgelegt. 


20. Warum hielt die Bundesregierung die „Entwicklung einer Gemein- 
samen europäischen Verteidigungspolitik im Rahmen der EU" in 
ihrer Antwort vom 6. November 1996 auf die Schriftlichen Fragen 
Nr. 3 bis 6 der Abgeordneten Angelika Beer für „derzeit nicht ak- 
tuell, sondern für eine hypothetische Frage" (Drucksache 13/6056, 
S. 2), wenn sie gleichzeitig mit Frankreich eine Vereinbarung über 
einen Dialog über die Rolle der nuklearen Abschreckung im Kontext 
der Europäischen Verteidigungspolitik vorbereitete? 

21. Wodurch und aus welchen Gründen wurde aus einer „hypothe- 
tischen Frage" der „Kontext" für einen deutsch-französischen Dia- 
log über die Rolle der nuklearen Abschreckung? 

22. Welche völkerrechtlichen Hinderungsgründe sieht die Bundes- 
regierung in den Bestimmungen der Artikel I und II des Vertrages 
über die Nichtverbreitung von Kernwaffen (NW), die Nuklear- 
waffen Frankreichs und Großbritanniens im Rahmen einer zukünf- 
tigen europäischen Verteidigung einzubeziehen 

a) für den Fall, daß die Westeuropäische Union (WEU) als selb- 
ständige Institution erhalten bleiben sollte und Ort der Verwirk- 
lichung einer gemeinsamen VerteidigungspoUtik werden sollte, 

b) für den Fall, daß die WEU längerfristig in die EU überführt wer- 
den sollte, 

c) für den Fall, daß die EU die Form eines Staatenbundes oder einer 
Föderation erhalten sollte, 

d) für den Fall, daß die EU die Form eines Bundesstaates erhalten 
sollte? 


Die Bundesregierung hat in ihrer Antwort vom 6. November 1996 
unterschieden zwischen „Europäischer Verteidigungspolitik" und 
„Europäischer Verteidigung". Diese Unterscheidung steht in 
Übereinstimmung mit Artikel JA des EU-Vertrages, wonach die 
GASP sämtliche Fragen umfaßt, „welche die Sicherheit der Euro- 
päischen Union betreffen, wozu auf längere Sicht auch die Fest- 
legung einer gemeinsamen Verteidigungspolitik gehört, die zu 
gegebener Zeit zu einer gemeinsamen Verteidigung führen 
könnte". Die Feststellung der Bundesregierung, wonach die Ent- 
wicklung einer Europäischen Verteidigung im Rahmen der EU 
derzeit nicht aktuell, sondern eine hypothetische Frage ist, ist 
weiterhin gültig. Die Frage eventueller Schlußfolgerungen aus 
den Artikeln I und II NW stellt sich daher nicht. 


23. Vertritt die Bundesregierung in ihrer Antwort vom 20. November 
1996 auf die Schriftlichen Fragen Nr. 7 bis 10 der Abgeordneten Uta 
Zapf die Auffassung, daß die bei Hinterlegung der Ratifikation des 
NW durch die Bundesrepublik Deutschland abgegebene Erklä- 
rung, nach der „keine Bestimmung des Vertrages so ausgelegt 
werden kann, als behindere sie die weitere Entwicklung der euro- 
päischen Einigung, insbesondere die Schaffung einer Europäischen 
Union mit entsprechenden Kompetenzen" (Drucksache 13/6356, 
S. 4) deutlich macht, daß die britische Regienmg im Hinblick auf die 
EU irrt, wenn sie feststellt, daß der NW eine Weitergabe von Nu- 
klearwaffen bzw. der Verfügungsgewalt über diese so lange eine 
Verletzung des NW darstellen würde, wie die europäischen Natio- 
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nalstaaten, die Nuklearwaffen besitzen, weiter existieren, und wie 
begründet die Bundesregierung Ihre Auffassung? 


Die Bundesregierung teilt die Auffassung der britischen Regie- 
rung, daß Artikel I NVV für die Kernwaffenstaaten ein Weiter- 
gabeverbot enthält. Die von der Bundesregierung bei Hinter- 
legung der Ratifikationsurkunde zum NW abgegebene Erklä- 
rung, daß „keine Bestimmung des Vertrages so ausgelegt werden 
kann, als behindere sie die weitere Entwicklung der europäischen 
Einigung, insbesondere die Schaffung einer Europäischen Union 
mit entsprechenden Kompetenzen", steht zu dem Weitergabever- 
bot nicht im Widerspruch. Im übrigen wird auf die Antwort zu 
Frage 22 verwiesen. 


25. In welchem Umfang werden Fragen der nuklearen Rüstungskon- 
trolle und einer möglichen Einbeziehung der französischen Nu- 
klearstreitkräfte in künftige Abrüstungs Verhandlungen Gegen- 
stand des vereinbarten deutsch-französischen Dialogs sein oder 
eines anderen rüstungskontroUpolitischen Mechanismus? 


Es ist nicht auszuschließen, daß das Themenfeld nukleare Rü- 
stungskontrolle und die Frage nach einer Einbeziehung der fran- 
zösischen Nuklearpotentiale in Abrüstungsverhandlungen zu 
gegebener Zeit Gegenstand des beabsichtigten Dialogs über die 
Rolle der nuklearen Abschreckung im Kontext der Europäischen 
Verteidigungspolitik sein könnte. Dabei bleibt es der souveränen 
Entscheidung der französischen Regierung Vorbehalten zu bestim- 
men, welche Wege sie geht. 


26. Ist die Bundesregierung bereit, im Rahmen der Gemeinsamen 
Außen- und Sicherheitspolitik der Europäischen Union eine Ge- 
meinsame Aktion mit dem Ziel einer Selbstverpflichtung aller EU- 
Mitgliedstaaten zu einer möglichst frühzeitigen Ratifizierung des 
Comprehensive Test Ban Treaties während der Jahre 1997 und 1998 
anzuregen? 

Wenn ja, warum, und wenn nein, warum nicht? 


Soweit es der Bundesregierung bekannt ist, wurde der Ratifika- 
tionsprozeß für den „Vertrag über das umfassende Verbot von 
Nuklearversuchen" (CTBT) in allen Mitgliedstaaten der EU be- 
gonnen. Vor diesem Hintergrund hält die Bundesregierung eine 
gemeinsame Aktion mit dem Ziel der Selbstverpflichtung aller 
EU-Mitgliedstaaten zu einer möghchst frühzeitigen Ratifizierung 
des CTBT für nicht geboten. 


27. Welche Auffassung vertritt die Bundesegierung zu der vom Bun- 
desminister der Verteidigung, Volker Rühe, in einem Interview mit 
den ARD -Tagesthemen am 30. Januar 1997 vertretenen Auffassung, 
daß - wenn bei START III noch einmal eine Halbierung der strate- 
gischen Nuklearwaffen seitens der USA und Rußlands angegangen 
werde - „dann (...) auch die englischen und französischen Nu- 
klearwaffen gefordert" seien und „in diesem Zusammenhang dis- 
kutiert werden müssen", und wie begründet die Bundesregierung 
Ihre Auffassung? 


6 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Die Bundesregierung setzt sich für eine kontinuierliche Fortfüh- 
rung der nuklearen Rüstungskontrolle und Abrüstung, insbe- 
sondere des bilateralen russisch-amerikanischen START-Prozes- 
ses, ein. In diesem Zusammenhang begrüßt sie Überlegungen der 
Regierung der USA, direkt an eine Ratifizierung von START II 
durch die russische DUMA Verhandlungen über START III anzu- 
knüpfen. START III könnte eine weitere drastische Reduzierung 
der russischen und amerikanischen Nuklearwaffen zur Folge 
haben. Die Bundesregierung begrüßt ebenfalls die unilateralen 
Abrüstungsentscheidungen und -maßnahmen durch Frankreich 
und Großbritannien in den vergangenen Jahren. Eine Einbindung 
der verbleibenden französischen und britischen sowie chinesi- 
schen Nuklearwaffen in weitergehende Rüstungskontrollver- 
handlungen müßte im Lichte der dann gegebenen rüstungskon- 
troUpolitischen Rahmenbedingungen erörtert werden. 
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